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lm Namen des Volkes

ln der Strafsache

gegen

den Ingenieur Dr. Aristovoulos Christidis,

geboren am 16. August 1953 in Thessaloniki (Griechenland),

wohnhaft: Sandgasse 35,

63739 Aschaffenburg,

verheiratet, deutscher u nd g riechischer staatsangehöriger,

wegen öffentlicher Aufforderung zu Straftaten

hat das Amtsgericht Tiergarten in der sitzung am2. Mäcz 2000, an der teilgenommen

haben:

Richter Lickleder als Straf richter,

staatsanwältin Jaeger als Beamtin der staatsanwaltschaft ,

Rechtsanwalt Rosenkranz als Verteidiger,

J ustizan gestellte Karajkovic als u rkundsbeamtin der Gerschäftsstelle,

für Recht erkannt

Der Angeklagte wird freigesprochen.

Die Kosten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des Angeklagten fallen der

Landeskasse Berlin zur Last.



Grunde:

t .

Die Staatsanwaltschaft hat'gegen den Angeklagten die folgenden Vorwürfe erhoben:

1. Mit Antr:ag auf Erlaß eines Strafbefehls rom 2. Juli 1999 hat die Staatsanwaltschaft
dem Angeklagten vorgeworfen, er habe am21. April 1999 gemeinschaftlich mit

weiteren als,Erstunterzeichner'' aufgeführten Personen öffentlich durch Verbreiten von

schriften zu einer recfrtswidrigen Tat, nämlich zur Fahnenflucht (g 16 wSG) und

Gehorsamsveniveigerung (S 20 WSIG), aufgefordert. In der Ausgabe der "tageszeitung"
vom 21. April 1999 sei eine Anzeige erschienen, in der der folgende Aufruf
veröffentlicht worden sei :

Aufruf an alle Soldaten der Bundeswehr, die am Jugoslawien-Krieg beteiligt
sind

Verweigem Sie lhre Beteiligung an diesem Krieg!

Wir rufen alle Soldaten dazu auf, sicfr nichtweiterhin an dem Krieg gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien zu beteiligen. Dazu rufen wir die direkt an den
Bombardements beteiligten Piloten, die Truppen in Mazedonien und alle an der
Logistik der Kriegsführung beteiligten Soldaten auf - zum Beispiel im
Verteidigungsministerium. Die Venueigerung kann sich auf Art. 4 Abs. 3 GG
(Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgninden) oder auf g 22
Wehrstrafgesetz stützen: Befehle, die die Menschenwürde verletzen oder deren
Befolgung eine Straftat bedeutet, dürfen nicht ausgefrihrt werden.

Bei dem Krieg in Jugoslawien handelt es sich um einen völkenechtswidrigen

Angriffskrieg, der gemäß Art. 26 Grundgesetz verboten ist. Die +
Völkenechtswidrigkeit ergibt sich aus der UN-Charta, die auch für die

Bundesrepublik Deutschland Gültigkeit besitzt. Nach Art. 25 GG sind die

allgemeinen Regeln des Völkenechts Bestandteil des Bundesrechts. Der
gegenwärtige Krieg ist ein Verstoß gegen das Gewaltverbot der UN-Charta.

Eine Ermächtigung durch den Weltsicherheitsrat hat es nicht gegeben. Eine

solche wäre wegen der Weigerung Rußlands und Chinas auch nicht zustande
gekommen.



. J

Die Bombardements machen alle zu Opfern des Krieges, ob dies Soldaten oder

Zivilisten sind. Die NATO-Angriffe richten sich vor allem gegen die Truppen der

serbischen Armee. Jedoch werden von den Bombenangriffen Menschen in

Serbien, Montenegro und im Kosovo unterschiedslos verängstigt, verletzt oder
getötet. lm Schatten dieses Bombardements können die Massaker und

Vertreibungen im Kosovo weiter betrieben werden. Auch dort kann die NATO

nur unterschiedslos serbische Truppen bombardieren, mit dem zusätzlichen

Risiko, albanische und serbische Zivilisten in Mitleidenschaft zu ziehen.

Ziel des Angriffskrieges sollte es sein, eine humanitäre Katastrophe

abzuwenden. Doctr diese ist jetzt erst recht durch die NATO herbeigebombt

worden. Am Sonntag, 28. 3. 99, sprach Verteidigungsminister Scharping von

einem beginnen&n Völkermord im Kosovo. Friedensbewegung und

Friedensforschung hatten vor Kriegsbeginn genau hiervor gewamt. Die

ansatarrreise erfolgreiche OSZE-Mission, die immerhin einen Puffer zwischen

den Parteien bildete und Ötfentlichkeit herstellte, mußte wegen des Krieges

abgebrochen werden.

Nun gilt es, den Krieg sofort zu beenden. In ltalien gibt es im Parlament

deutlichen \Mderstand gegen eine Fortse2ung des Krieges. Wenn die

bundesdeutschen Parlamentarier sich scheuen, die notwendigen

Konsequenzenzu ziehen, müssen die Soldaten selbst entscheiden und ihrem

Gewissen folgen.

Eine Beteiligung an diesem Krieg ist nicht zu rechtfertigen.

Venrveigem Sie deshalb lhre EinsaEbefehle!

Entfemen Sie sich von der Truppe!

Lehnen Sie sich auf gegen diesen Krieg!

Es ist nicht wahr, daß es zwischen Wegschauen und Bomben fe-ine Altemative
gibt. Statt den Krieg fortzusetzen, muß ganz neu verhandelt werden. Das ist

nicht die Aufgabe der NATO. Die UN und Rußland müssen in die Suche nach

einer konstruktiven und dauerhaften Konfliktlösung für den Balkan einbezogen

werden. Es muß eine Lösung für die Konflikte auf dem Balkan gefunden

werden, die nicht Krieg und mörderische Gewalt heißt, weder von seiten des
jugoslawischen Staates oder der UCK-Guerilla noch von seiten der NATO-

Staaten. Zugleich müssen alle Länder des Balkans von der EU wirtschaftlich



massiv unterstütä werden. Dafür hätte man das Geld dringend gebraucht, das
jeEt verbombt wird.

Es kann geschehen, daß sicfr weigemde Soldaten mit Verfahren nach dem

Wehrstrafgesetz wegen Gehorsamsvenrveigeru ng, Fahnenflucht oder Meuterei

übezogen werden. Wir werden in diesem Fall den Betroffenen nach un_seren

Kräften beistehen und in der Öffentlichkeit für ein Klima sorgen, das eine

straf rechtliche Verurteilung verhindert. Gemäß unserem Verständnis der

Menschenwürde trägt jeder die Verantwortung für seine Entscheidung selbst.

\Mr erklären zugleich, alle unsere Möglichkeiten zu nutzen, um Verweigerem

und Deserteuren der jugoslawischen Armee oder der albanischen UCK zu

helfen, insbesondere denen, die die Bundesrepublik Deutschland als Fluclrtort

eneichen. Es gilt Aktive Soldaten sind potentielle Mörder. Und Opfer eines

mörderischen Krieges. Deserteuere und Kriegsdienstverweigerer jedoch sind

Friedensboten.

Erstu nterzeich nerl n ne n :

Dr. Volker Böge, Bansgraben33,22459 Hamburg

Dr. Aris Christidis, Sandgasse 35,65739 Aschaffenburg

Alois Finke, Dengler Str. 7, 53173 Bonn

Brigitte Gärtner-Coulibaly, Ahmser Str. 61 ,32052 Herford

Dr. Wolfgang Hertle, Ulmenweg 26, 25451 Quickbom

Pfaner Hubertus Janssen, Mainzer Str. 3, 65552 Limburg-Eschhofen

Dr. Wilfried Kemtke, Lehrstr. 8,63075 Offenbach

Brigitte Klaß, Vogelsbergstr. 25, 60316 Frankfurt

Ekkehart Krippendorff, Schulenbu rgri ng 5, 121 01 Berli n

Armin Lauven, ln der Maar 40; 53175 Bonn

Volker Mergner, An den Pappeln 28, 60388 Frankfurt *

Stephan Nagel, Wohlers Allee 18, 22767 Hamburg

Prof. Dr. Wolf-Dieter Nan, Potsdamer Str. 41 , 12205 Berlin

Ingrid Röseler, Rosenhohle 3b, 98587 Steinbach-Hallenberg

Clemens Ronnefeldt, Dorfstr. 3, 56288 Krastel

Prof. Dr. Roland Roth, Fronhoferstr.3, 12165 Berlin

Martin Singe, Lenn6str. 45, 53113 Bonn

Manfred Stenner, Bonner Talweg 211, 53129 Bonn

Dr. Elke Steven, Landgrafenslr. 47,50931 Köln
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Volker Strom, Alfred-Bucherer-Str. 18, 53115 Bonn

Helga und Konrad Tempel, Föhrenstieg8,22926 Ahrensburg

. Sonja Tesch, Scheplerstr. 8O,22767 Hamburg

Hermann Theisen, Moltkestr, 35, 69120 Heidelberg

Hanne und Klaus Vack, An der Gasse 1, 64759 Sensbachtal

Dirk Vogelskamp, Euskirchener Str. 95, 52351 Düren

NEUES FORUM Landesverband Berlin, Rosa-Luxemburg-Str. 19, 10178 Berlin

Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25,

10999 Berlin

Wolfgang Kaleck (Bundesvorstand RAV - Republikanischer Anwältinnen- und

Anwälteverein), lmmanuelkirchstr. il, 10405 Berlin

Diskutieren und verbreiten Sie diesen Aufruf - Starten Sie regionale/örtliche

Unterschriftenaktionen zu diesem Appell und geben Sie ihn dann lhrer örtlichen

Presse - Beteiligen Sie sich mit einer kleinen Spende an derAussendung und

Verbreitung dieses Auf rufs. Sonderkonto Wolf-Dieter-Nan, Stichwort

,,Verweigerung", Kontonummer 267 106106, Postbank Berlin, BLZ 100 100 10

\y'Vir, die Untezeichnenden, unterstützen den Aufruf von Personen aus der

unabhängigen Friedensbewegung an alle Soldaten der Bundeswehr, die am

Jugoslawien-Krieg beteiligt sind, ihre weitere Beteiligung an diesem Krieg zu

verweigem.

Berufen Sie sich auf Art, 4 Abs. 3 Grubndgesetz oder auf $ 22 Soldatengesetz!

Venreigem Sie jeglichen Einsatzbefehl!

Desertieren Sie!

Deutschland ist mit verantwortlich für die kommenden Flüchtlings,,ströme", und

die deutsche Waffenindirstrie verdient an diesem Krieg.

NEUES FORUM Berlin; Karin Döne (amnesty intemational Uckermark); Biplasp

Basu (Antirassistische Initiative); lrene Wolf (PDS); Peter Rösch (Bürgerkomitee

15. Januar); Jutta Braband; Thomas Klein; Conny Kirchgeorg-Berg; Wolfgang

Herrmann (PDS), Christel Neumann (Lehrerin); Rainer Bömer;

Anka Engelmann, Friedrich Kühn, Martin Wemeburg, Olaf Braun, Ronald

Rönsch, lrina Pagel, Jolly Zickler, Silke Ahrens (alle Kirche von unten);

Ecki Forberg; Rainer Bluhm; lrena und Michael KukuE; Urs Roth; Uwe Radloff;

Bernd Gehrke; Renate Hürtgen; Redaktion telegraph; Hans-Jochen Vogel
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(ESG-Pfaner, Chemnitz); Uta Amme (Prenzlau); Daniel Zeller; Wolfgang

Rüddenklau; Tom Sello: Eva und Wemer Kiontke

Berlin, 13. April 1999

Gegen den am 2. August 1999 erlassenen und am 14. September 1999 zugestellten

Strafbefehl hat derAngeklagte mit Schreiben \om 22. September 1999, eingegangen

am24. September 1999, Einspruch eingelegt

2. Mit der zugelassenen Anklage wm 25. November 1999 hat die Staatsanwaltschaft

dem Angeklagten weiterhin vorgeworfen, er habe in der Zeit vom 4. bis 7. Mai 1999 in

Bonn gemeinschaftlich öffentlich durch Verbreiten von Schriften zu einer

rechtswidrigen Tat, nämlich zur Fahnenfl ucht und Gehorsamsverwei gerun g,

aufgefordert. Er ha-be den Entschluß gefaßt, gemeinsam mit dem gesondert verfolgten

Hermann Theisen und weiteren Erstunterzeichnem öffentlich und auf möglichst

vielfältige Weise Soldaten der Bundeswehr zu Befehlsverweigerung und Fahnenflucht

aufzufordem, und zu diesem Zweck den unter oben l. f . im oberen Teil bis zur

Trenungslinie wiedergegebenen Aufruf untezeichnet. Der gesondert verfolgte Theisen

habe eine Abschrift des Aufrufs entsprechend dem gemeinsamen Tatplan mit

Anschreiben vom 4. Mai 1999 an die Staatsanwaltschaft Bonn gesandt, bei der er am

7. Mai 1999 eingegangen sei. Femer soll Theisen den Aufruf an das Katholische

Mi litärbischofsamt, zwei Bonner Streitkräfteämter, das Kreisweh rersaEamt Bonn, den

lnfo-Service eines Streitkräfteamtes in Bonn, das Feldjägerdienstkommando in Bonn,

das Bundeswehr-Selbsthilfewerk, das Bundeswehr-Sozialwerk e. V., den Deutschen

Bundeswehrverband e. V., das Ernangelische Kirchenamt fur die Bundeswehr, den

Verband der Arbeitnehmer der Bundeswehr, den Verband der Beamten der

Bundeswehr e. V., den Verband der ReseMsten der Deutschen Bundeswehr, das

Polizeipräsidium Bonn, das Bundesministerium der Verteidigung sowie an die

Fraktionen des Deutschen Bundestages gesandt haben.

il.

Der Angeklagte hat in der Hauptverhandlung glaubhaft erklärt, daß er den später in der

,,tageszeitung'veröffentlichten Aufruf unterschrieben habe. Er habe seine Unterschrift

mit dem \Mssen und Wollen geleistet, daß der Aufruf in vielfältigerWeise unter

Nennung seines Namens verbreitet werde. Daß der Aufruf in der tageszeitung
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f ,
veröffentlicht werden solle, habe er gewußt. Von der Versendung des Aufrufs durch

den Zeugen Theisen habe er erst durch die Anklageschrift konkrete Kenntnis erlangt.

Er habe sie jedoch ohne Einschränkung gebilligt und bereits bei der Unterzeichnung

sicher angenommen, daß es zu solchen Aktionen kommen werde. Sein Ziel sei es

nicht gewesen, zu Straftaten aufzurufen. lhm sei es im Gegenteil darum gegangen, die

Soldaten davon abzuhalten, im Kriegseinsatz gegen Jugoslawien Straftaten zu

begehen. Er sei der festen Überzeugung gewesen, daß sidr ein Soldat nicht sirafbar

machen könne, wenn er dem Aufruf Folge leiste.

l l l ,

Der Angeklagte war aus Rechtsgrunden freizusprechen, da das ihm vorgeworfene

Handeln nicht strafbar ist. Der Tatbestand der öffentlichen Aufforderung zu Straftaten
gemäß S 111 Abs. 1 und 3 SIGB war weder im Fall 1.1. noch im Fall 1.2. erfüllt. Die

Vorschrift setzt voraus, daß der Täter zu einer rechtswidrigen Tat auffordert.

Rechtswidrig ist eine Tat nach g 11 Abs. 1 Nr. 5 SIGB nur !ann, wenn sie den

Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht. Diese VorausseEung war hier nicht
gegeben. Wären die angesprochenen Soldaten der Bundeswehr dem Aufruf gefolgt, so

hätten sie sich weder wegen Fahnenflucht noclr wegen Gehorsamsverweigerung

strafbar gemacht. Die Tatbestände der Gehorsamsvenreigerung und der Fahnenflucht

waren nicht erötfnet, weil der Einsatz der Bundeswehr gegen die Bundesrepublik

Jugoslawien rechtswidrig war.

1. Ein Soldat ist nicht strafbar, wenn er die Teilnahme an einem völkenechtswidrigen

Kampfeinsatz ablehnt oder sich von der Truppe enüemt, um sich der Teilnahme an

diesem Einsatz zu entziehen.

a) Ein Soldat ist nach $ 2O Abs. 1 WSIG wegen Gehorsamsverweigeru[g zu bestrafen,
wenn er sich mit Wort oder Tat gegen einen Befehl auflehnt oder darauf behant, einen
Befehl zu befolgen, nachdem er wiederholt worden ist. Nach g 22 Abs. 1 WStG handelt
der Untergebene jedoch nicht rechtswidrig, sofem der Befehl nicht veöindlich ist. Die

Verbindlichkeit fehlt unter anderem dann, wenn der Befehl gegen die allgemeinen

Regeln des Völkenechts verstößt. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn der Befehl

im Rahmen eines völkenechtlich unzulässigen EinsaEes erteiltwird. Es kommt nicht

darauf an, ob sich die Erteilung des Befehls in subjektiver Hinsicht als kriminelles

Unrecht darstellt. Ein völkenechtswidriger Befehl ist auch dann unverbindlich, wenn er
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in besterAbsicht erteilt wird. Grund der Unveöindlichkeit ist nicht ein etwaiger

Schuldvorwurf gegen den Befehlsgeber, sondem der objektive Unwert der

angesonnenen Handlung.

b) Wegen Fahnenflucht macht sich ein Soldat nach $ 16 Abs. 1 WSIG strafbar, wenn

er seine Truppe oder Dienststelle verläßt oder ihr fembleibt, um sich der Verpflichtung

zum Wehrdienst dauemd oder ftir die Zeit eines bewaffneten Einsatzes zu entziehen

oder die Beendigung des Wehrdienstverhältnisses zu eneichen. Auf eine Fahnenflucht,

mit der die dauemde Vereitelung der Wehrpflicht oder der Abbruch des

Wehrdienstverhältnisses erstrebt wird, richtete sich der Aufruf nicht. Die betroffenen

Soldaten sollten sich rron der Truppe lediglich in derAbsicht und zu dem Zweck

enüemen, die Teilnahme am bewaffneten EinsaE gegen die Bundesrepublik

Jugoslawien zu vermeiden. Ein Verlassen der Truppe, das zu dem begrenzten Zweck

erfolgt, einem bestimmten KampfeinsaE femzubleiben, ist jedoch nur dann als

Fahnenflucht strafbar, wenn dieser EinsaE selbst rechtmäßig ist.

Daran ändert es nichts, daß S 16 WSIG nach dem Wortlaut des GeseEes keine

Einschränkung kennt, die dem S 22 WSIG entspricht Die Systematik des GeseEes

erlaubt es auch nicht, den S 22 WSIG unbesehen auf die Tatbestände des S 16 Abs. 1

WSIG zu übertragen. Die Einschränkung ergibt sich vielmehr unmittelbar aus der

Vorschrift des $ 16 Abs. 1 WSIG selbst. Nach Sinn und Zweck des Gesetzes ist die

Rechtmäßigkeit des bewaffneten Einsatzes als ungeschriebene objektive Bedingung

der Strafbarkeit wegen Fahnenflucht im Gesetz enthalten. Mit dem Straftatbestand der

Fahnenflucfrt verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, das lnteresse des Staates an der

ungeschmälerten Kampfkraft und Einsatzfählgkeit der Truppe zu schützen. Dieses

Interesse idt aber nicht schutzwürdig, wenn der Staat die Truppe zur Durchführung

eines EinsaEes benützen will, den er \on Rechts wegen nicht durchfuhren darf. Ein

rechtswidriger Kampfeinsatz ist kraftobjektiven Rechts zu unterlassen. Es besteht kein

geseEgeberisches Bedürfnis, seine Durchführung durcl"r Strafandrohung2u fördem.

Eine solche Absicht könnte dem GeseEgeber nicht unterstellt werden- Insbesondere

ist nicht ersichtlich, daß es erforderlich wäre, die Strafbarkeit auf diesen Fall zu

erstreckerl qm die Verfügbarkeit der Truppe für rechtmäßige Einsätze nicht zu

gefäf$üen. DerSoldat, der sich von der Truppe löst, um die Teilnahme an einem

KarnpfeinsaE zu vermeiden, tut das auf eigenes Risiko. Er kann lediglich dann nicht

wegen Fahnenflucht böstraft werden, wenn feststeht, daß der EinsaE nicht stattfinden

durfte, vveil ür objektivrecfitswidrig war.
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Zum gleichen Ergebnis führt die verfassungskonforme Auslegung des S 16 Abs. 1

WSIG. Der Staat ist durch die subjektiven Rechte der Soldaten gehindert, ihre

Teil nahme an einem rechtswid rigen Kriegseinsatz unter Strafandrohung

durchzuseben. lm Rahmen eines bewaffneten Einsatzes greift der Staat so intensiv

wie irgend möglich in die Grundrechte der beteiligten Soldaten ein. Den Soldaten wird

zugemutet, für die Zwecke des Staates andere Personen zu töten und im äußqrsten

Fall ihr eigenes Leben zu opfem. Die strafrechtliche Bewehrung dieses Eingriffs ist

verfassungsrechtlich nur zu rechffertigen, wenn mit dem Eingriff rechtmäßige Ziele

verfolgt werden. Der Staat ist unter keinem denkbaren Gesichtspunkt berechtigt, einen

Soldaten zu arrringen, gegen seinen \Mllen und unter EinsaE seines Lebens bei

völkerrectrtlich unerlaubten Handlungen miEuwirken. Das gilt auch für die Soldaten,

die nicht unmittelbar an der Kriegsfront eingesetzt werden. Unter den Bedingungen der

modemen arbeitsteiligen Kriegführung leisten die in der Logistik eingesetzten Soldaten

einen fiir den militärischen Erfolg ebenso wichtigen Dienst wie die Kampftruppen

selbst. Schon die Anwesenheit des Soldaten bei der Truppe und seine ständige

EinsaEbereitschaft kann für den Erfolg eines Krieges von Bedeutung sein. Der

einzelne Soldat braucht sich infolgedessen auch nicht darauf verweisen zu lassen,

einzelne als unverbindlich erkannte Befehle zu verweigem, sondem ist berechtigt, sich

straflos von der Truppe entfemen, sobald ihm angesonnen wird, an einem

rechtswidrigen Kriegseinsatz teilzunehmen. Anders verhielte es sich allenfalls dann,

wenn sich aus Art. 4 Abs. 3 GG das Recht ergäbe, den Kriegsdienst nicht nur

allgemein, sondem situationsbedingt im Hinblick auf bestimmte EinsäEe zu verweigem

und sich dadurch der Teilnahme an einem rechtswidrigen Einsatz sofort kraft

Rechtsaktes zu.entziehen. Das aber ist nach allgemeiner Auffassung nicht der Fall.

Eine Bestrafung wegen eigenmächtiger Abwesenheit (S 15 Abs. 1 WSIG) kommt nicftt

in Betracht, wenn die Bestrafung wegen Fahnenflucht aus den soeben beschriebenen

Grunden ausgeschlossen ist. Das Delikt der eigenmächtigen Abwesenheit wird vom

Delikt der Fahnenflucht verdrängt, wenn dessen äußerer und innerer Tatbestand erfüllt

ist und lediglich die objeKive Bedingung der Strafbarkeit fehlt. lm übrigen ist das

Schutzgut des $ 15 Abs. 1 WStG kein anderes als das Schutzgut des $ 16 Abs. 1

WSIG.

2. Der Einsatz der Bundeswehr gegen die Bundesrepublik Jugoslawien war objektiv

rechtswidrig, da er dem geltenden Völkenecht zuwiderlief. Der Verstoß beruhrte die

allgemeinen Regeln des Völkenechts.
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a) Der Luftkrieg gegen die Bundsesrepublik Jugoslawien verletzte das absolute

Gewaltverbot aus Art. 2 Nr. 4 UN-Charta. Das Gewaltverbot umfaßt jede Art der

Anwendung von Waffengewalt, die sich gegen die territoriale lntegrität oder die

politische Unabhängigkeit eines anderen Staates richtet oder sich mit den Zielen der

Vereinten Nationen nicht verträgt. Die von der Charta der Vereinten Nationen

ausdrucklich anerkannten Rechtfertigungsgrunde für gewaltsames militärisches

Handeln waren nicht gegeben. Der Sicfrerheitsrat der Vereinten Nationen hatte keine

Ermächtigung zur Durchfuhrung des Einsatzes nach den Artt. 39, 42 UN-Charta erteilt.

Ein Fall der kollektiven Selbstverteidigung nach ArL 51 UN-Charta lag ebensowenig

vor, da die Bundesrepublik Jugoslawien keinen bewaffneten Angriff gegen ein Mitglied

der Vereinten Nationen geftihrt hatte. Daran vermochie auch das gewaltsame

Vorgehen des jugoslawischen Staates gegen die albanische Volksgruppe im Kosovo

nichts zu ändem. MenschenrechtsverleEungen, die ein Staat gegen seine eigenen

Bürger verubt, lassen sich nach herkömmlichem Völkenecht nicht mit einem Angriff auf

einen fremden Staat gleichseEen. Weitere Ausnahmen vom Gewaltveöot kennt die

UN-Charta nicht

b) Der Krieg gegen Jugoslawien war auch nicht durch ungeschriebenes

völkenechtliches Gewohnheitsrecht gedeckt. Soweit versucht wird, den Einsatz mit der

Untätigkeit oder auclr Unfähigkeit des UN-Sicherheitsrates zur Einleitung von

Maßnahmen nach KapitelVll der UN-Charta zu rechtfertigen, fehlt es bereits an den

tatsächlichen Voraussetzungen des behaupteten Rechtfertigungsgrundes. Der Krieg

wurde begonnen, ohne die Beschlußfassung des Sicherheitsrates auch nur

abzuwarten. lm übrigen ist es nicht richtig, die Verhinderung der erwünschten

Beschlüsse durch das Veto eines ständigen Mitglieds nach Art. 27 Abs.3 UN-Charta

gleichsam als Rechtsmißbrauch zu werten, der die übrigen Staaten berechtigen soll,

die Prärogative des Sicherheitsrates zu übergehen und selbst die für notwendig

gehaltenen Maßnahmen zu ergreifen. Die ständige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat und

das Vetorecht der ständigen Mitglieder wurden ganz im Gegenteil bewu$t geschaffen,

um zu verhindem, daß kriegerische Auseinandersetzungen über den Kopf der

wichtigsten Staaten hinweg angezettelt werden.

Der Rechtfertigungsgrund der Nothilfe greift ebenfalls nicht ein. Dabei kann

offenbleiben, ob die humanitäre Intervention im ursprunglichen Sinne - die gewaltsame

Intervention eines Staates zur Rettung eigener Staatsbürger im Ausland -

völkenechtlich zulässig wäre. Der Krieg gegen die Bundesrepublik Jugoslawien wurde

nicht zum Schutz eigener Staatsbürger geführt. Auch die gelegentlich erwogene
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entsprechende Anwendung des Art. 51 UN-Charta kommt nicht in Betracht. Der

Einsatz verfolgte nicht das Ziel, die albaniscfre Bevölkerung des Kosovo unmittelbar in

ihrer militärischen Selbstverteidigung gegen Menschenrechtsverletzungen durch den
jugoslawischen Staat zu unterstützen. Dieser Zweck hätte es erfordert, mit

Bodentruppen in das Kampfgeschehen im Kosovo einzugreifen. Tatsächlich wurde der

Krieg aber als Luftkrieg auf dem Tenitorium der serbischen Teilrepublik geführt,und

hatte das Ziel, die Bundesrepublik Jugoslawien zu scfrwächen, um sie dadurch zu

einerAnderung ihrer Politik im Kosoro und zur Beendigung der dort begangenen

Menschenrechtsverletzungen zu zwin gen.

Eine eigenmächtige Intervention dieserArt ist nach dem geltenden Völkenecht nicht

zulässig, auch wenn sie aus humanitären Motiven erfolgt. Sie widerstreitet der lntention

der UN-Charta, nach der eine gewaltsame Austragung internationaler Konflikte

außerhalb des institutionellen Systems kollektiver Sicherheit nicht mehr möglich sein

soll. Die UN-Charta hat die Gewaltanwendung zwischen Staaten der Disposition der

einzelnen Staaten schlechthin entzogen und die Entscheidung den zuständigen

Gremien der Vereinten Nationen übertragen. Für individuell auszuübende Notrechte

bleibt daneben bis auf den in Art. 51 UN-Charta gewährleisteten Restbestand kein

Raum. Die Gewaltanwendung gegen einen fremden Staat ohne Beteiligung der UN-

Organe ist rechtswidrig, und es ist den einzelnen Mitgliedsstaaten nicht gestattet, siclr

über dieses Verbot aufgrund einer Güterabwägung hinwegzusetzen (vgl. etwa

Simma/Randelzhofer, Charta of the United Nations (1994), Art. 2 Nr. 4, Rdn. 51' aA

insbesondere Doehring., Völkenecht (1999), Rdn. 100&1015). Der Grund dafür liegt

nicht in erster Linie darin, daß der prozedural ordnungsgemäß zustandegekommenen

Ermächtigung durch den UN-Sicherheitsrat eine gesteigerte Richtigkeitsgewähr

zuzumessen wäre. Es kann auch keine Rede davon sein, daß dem Sicherheitsrat die

Funktion zukäme, daruber zu entscheiden, ob eine Maßnahme materiell rechtmäßig

oder unrechtmäßig ist. Das kornmt schon deshalb nicht in Frage, weil die ständige

Mitgliedschaft im Sicherheitsrat nicht an die rechtsstaatliche Verfaßtheit {es jeweiligen

Mitglieds, sondern allein an dessen weltpolitisches Gewicht geknüpft ist. Nach der

Einschätzung, die den Regelungen der UN-Charta zugrundeliegt, fällt vielmehr

entscheidend ins Gewicht, daß Kriegseinsätze - mit welcher Motivation auch immer -

nicht mehr im Widerspruch zu den mächtigsten, über Massenvernichtungsmittel

verfügenden Staaten der Erde gefuhrt werden dürfen, mögen diese Staaten auch

politisch und menschenrechtlich nicht billigenswerte Ziele verfolgen. Die UN-Charta

hält die Gefährlichkeit eines Krieges, der gegen den \Mllen einer Atommacht geführt

wird, für bedeutsamer als die Mißstände, die dieser Krieg im günstigsten Fall
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beseitigen kann. Das geltende Völkenecht hat an diesem Grundsatz ebenso wie die

Staatenpraxis seit 1945 festgehalten. Das mag man für unbefriedigend halten, soweit

dadurch die weltweite Verwirklichung der Menschenrechte behindert wird. Die

Entwicklung eines derogierenden Gewohnheitsrechts ist aber bisher nicht zu erkennen.

Da der Einsatz der Bundeswehr gegen die Bundesrepublik Jugoslawien von Beginn.an
gegen das geltende Völkenecht verstieß, kommt es nicht mehr entscheidend darauf

an, daß auch die Art seiner Durchführung unter völkenechtlichem Gesichtspunkt

schwersten Bedenken begegnet. Den ftir den Einsatz Verantwortlichen soll im übrigen

auch nicfrt unterstellt werden, daß sie den EinsaEbefehl nicht in der achtenswerten

Absicht erteilten, mweitere MenschenrechtsverleEungen bis hin zum Vöikemrord zu

verhindem. Ob der Einsatzbefehl kriminelles Unrecht darstellte. ist für die hier zu

entscheidenden Fragen nicht von Bedeutung.

tv.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 467 Abs. 1 StPO.
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